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VERFAHRENSVERMERKE  
 
1. Aufstellungsbeschluss durch den Technischen Ausschuss  am  28.11.2007 
2. Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 (1) BauGB  am  01.12.2007 
3. Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung  am  01.12.2007 
4. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung   vom 10.12.2007 
   bis  20.12.2007 
5. Erneuter Aufstellungsbeschluss des zusammengefassten Verfahrens- 

gebietes durch den Gemeinderat  am  01.12.2008 
6. Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 (1) BauGB  am  03.12.2008 
7. Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung  am  03.12.2008 
8. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung   vom 11.12.2008 
   bis  02.01.2009 
9. Billigung des Bebauungsplanentwurfes und Auslegungsbeschluss 
 durch den Technischen Ausschuss  am   01.04.2009 
10. Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung  am  04.04.2009 
11. Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes 
 mit Begründung, Fassung vom 24.03.2009 gem. § 3 (2) BauGB  vom 14.04.2009 
   bis  14.05.2009 
12. Billigung des Bebauungsplanentwurfes und erneuter Auslegungsbe- 
 schluss durch den Technischen Ausschuss  am   09.06.2010 
13. Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung  am  12.06.2010 
14. Erneute öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes mit Be- 
 gründung, Fassung vom 24.03.2009 / 26.05.2010 gem. § 3 (2) BauGB 
 i. V. m. § 4a (3) BauGB  vom 21.06.2010 
   bis  21.07.2010 
15. Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat gem. § 10 BauGB  am  __.__.____ 
 
Ravensburg, __.__.____ gez.  
   (BÜRGERMEISTERIN) 

 
AUSFERTIGUNG  

Der textliche und zeichnerische Inhalt dieses Bebauungsplanes  
stimmt mit dem Satzungsbeschluss vom __.__.____ überein. 
Das Verfahren wurde ordnungsgemäß durchgeführt. 
 
Ravensburg, __.__.____  gez.  
   (OBERBÜRGERMEISTER) 

 
16. Ortsübliche Bekanntmachung und Beginn der Rechtsverbind- 
 lichkeit des Bebauungsplanes am 
  
 Ravensburg, den __.__.____  gez.  
   (AMTSLEITER  SPA ) 

 
Diese Mehrfertigung stimmt mit dem Original vom __.__.____ gemäß  
§ 1 Abs. 2 PlanzV 90 überein. 
 
Ravensburg, __.__.____  ...................................... 
   (VERM.-ABTEIL.  SPA)  
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TEIL I     TEXTLICHE  FESTSETZUNGEN 
 

Rechtsgrundlagen 
1. Baugesetzbuch (BauGB) 

i. d. F. vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes v. 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585). 

2. Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
i. d. F. vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 22.04.1993 (BGBl. I S 466). 

3. Planzeichenverordnung (PlanzV 90) 
i. d. F. vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58, BGBl. III 213-1-6). 

4. Landesbauordnung (LBO) 
i. d. F. vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. 416). 

5. Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg 
i. d. F. vom 24.07.2000 (GBl. S. 581, ber. 698), zuletzt geändert am 29.07.2010 
(GBl. S. 555, 558) 

 
Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes treten im Geltungsbereich alle bisherigen 
Festsetzungen außer Kraft. 
In Ergänzung der Planzeichnung wird Folgendes festgesetzt: 
 

A. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 (§ 9 BauGB und §§ 1 – 23 BauNVO) 
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TEIL II: BEGRÜNDUNG 
 
 
 

  INHALT:   
 
 
 

1. RÄUMLICHER  GELTUNGSBEREICH 
 

2. RÄUMLICHE  UND  STRUKTURELLE  SITUATION 
 

3. BESTEHENDE  RECHTSVERHÄLTNISSE 
 

4. VORBEREITENDE  BAULEITPLANUNG 
 

5. ERFORDERNIS  DER  PLANUNG 
 

6. GENERELLE  ZIELE  UND  ZWECKE  DER  PLANUNG 
 

7. AUSWIRKUNGEN  DER  PLANUNG  UND  VORPRÜFUNG  DES  
EINZELFALLES  GEM.  §13a (1)  SATZ 2  NR. 2  BAUGB 
 

8. PLANVERFAHREN 
 

9. HOCHWASSER-  UND  IMMISSIONSSCHUTZ,  ALTLASTEN 
 

10. INFRASTRUKTUR  UND  ENTWÄSSERUNG 
 

11. BEGRÜNDUNG  DER  FESTSETZUNGEN  
 

12. BETEILIGUNG  DER  ÖFFENTLICHKEIT  GEM. § 3 (1) BAUGB  UND  
BETEILIGUNG  DER  BEHÖRDEN  GEM. § 4 (1) BAUGB 
 

13. ERFORDERLICHKEIT  EINER  ERNEUTEN  ÖFFENTLICHEN  
AUSLEGUNG 
 

14. FLÄCHENBILANZ 
 

15. KOSTEN  DER  STÄDTEBAULICHEN  MASSNAHME  
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1. RÄUMLICHER  GELTUNGSBEREICH 

 Der räumliche Geltungsbereich des insgesamt ca. 7,21 ha umfassenden Bebauungs-

planes "Gewerbegebiet Jahnstraße - Mitte" ist gemäß Planeintrag und der schwarzge-

strichelten Bandierung im Westen durch die Schubertstraße, im Süden durch die 

Goethestraße und im Osten durch die Jahnstraße begrenzt. Die nördliche Begren-

zung des Geltungsbereichs bilden die Wilhelm-Hauff-Straße und die westliche und 

östliche Grundstücksgrenze des Flurstücks Nr. 1277/1, welches in das Bebauungs-

plangebiet vollständig einbezogen ist. 

2. RÄUMLICHE  UND  STRUKTURELLE  SITUATION 

 Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Stadtgefüges von Ravensburg zwischen 

der Eisenbahnstrecke Ulm – Friedrichshafen und der Jahnstraße, welche als Haupt-

sammel- und Durchgangsstraße zur B 33 und nach Friedrichshafen ein entsprechend 

hohes Verkehrsaufkommen enthält. Unmittelbar östlich der Jahnstraße befinden sich 

Wohngebiete. Das gesamte Plangebiet ist, ebenso wie die nördlich und südlich an-

grenzenden Gebiete zwischen Eisenbahntrasse und Jahnstraße, durch gewerbliche 

Nutzungen und hohe Flächenversiegelung geprägt. Die Gebäude- und Grundstücks-

körnung im westlichen Teil des Plangebiets ist durch relativ große Flurstücke und Ge-

bäude gekennzeichnet. Die Grundstücke und Gebäude im verbleibenden Plangebiet 

zwischen Gottlieb-Daimler-Straße und Jahnstraße sind mit Ausnahme des Flurstücks 

des städtischen Betriebshofes weniger groß strukturiert. 

  

  
Abb. 1: Handwerksbetriebe und Kfz-bezogene Grundstücksnutzungen 
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 Die großen Flurstücke im westlichen Teil des Plangbietes sind überwiegend von Be-

trieben des produzierenden und verarbeitenden Gewerbes genutzt. Im kleinflächiger 

strukturierten östlichen Teil des Plangebietes befinden sich hauptsächlich gewerbliche 

Nutzungen durchsetzt mit tertiären Dienstleistungen. Das Branchenspektrum der im 

Plangebiet ansässigen Betriebe ist heterogen, wird aber durch Handwerksbetriebe so-

wie Betriebe der Kfz - Branche und Nutzungen für Kraftfahrzeuge in erheblichem 

Maße geprägt (vgl. Abb. 1). Vereinzelt befinden sich Betriebswohnungen im Plange-

biet. 

3. BESTEHENDE  RECHTSVERHÄLTNISSE 

 Für den westlichen Bereich des Plangebiets zwischen Schubertstraße und Gottlieb-

Daimler-Straße sowie für die Grundstücke an der Goethestraße besteht der nichtqua-

lifizierte Bebauungsplan mit der Planbezeichnung "Ortsbauplan Ziegelwiesen – Jahn-

straße", vorläufig gebilligt durch Erlass des Regierungspräsidiums vom 22.09.1960. 

Das Plangebiet entspricht nach der Eigenart seiner Bebauung und Nutzung einem 

faktischen Gewerbegebiet. Eine Bebauung wäre nach § 34 BauGB zu beurteilen. 

 Für die Grundstücke nördlich des städtischen Betriebshofes gilt der seit 25.06.1968 

rechtskräftige Bebauungsplan "Gebiet zwischen Schubertstr., Wilhelm-Hauff-Str., 

Gottlieb-Daimler-Str., nördlich Flurstück Nr. 1209, Am Moltkeplatz, Jahnstr., Schiller-

str., Ziegelstr., Neuwiesenstr., Rudolfstr., Olgastr. und Pfannenstiel", der für die 

Grundstücke ein Gewerbegebiet festsetzt. Alle Grundstücke im Geltungsbereich des 

Bebauungsplans mit Ausnahme der Straßenverkehrsfläche und des städtischen Be-

triebshofes befinden sich im Privatbesitz. 

4. VORBEREITENDE  BAULEITPLANUNG 

 Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental ist für den Planbereich gewerbliche Baufläche dargestellt.  

5. ERFORDERNIS  DER  PLANUNG 

 Im Gebäude auf dem Eckgrundstück Wilhelm-Hauff-Str. / Gottlieb-Daimler-Str. befin-

det sich seit dem Jahre 2004 mit einem Ärztehaus genehmigte gesundheitliche 

Nutzungen, die in den folgenden Jahren um artverwandte Nutzungen ergänzt wurden. 

Im Ärztehaus werden ambulante Operationen durchgeführt und physiotherapeutische 

Maßnahmen angeboten. Diese Art der Nutzung weicht von den übrigen Nutzungen im 

Plangebiet deutlich ab. Das Vorliegen von Anträgen zur Neuordnung benachbarter 

Grundstücke und zur Erweiterung des Ärztehauses waren Anlass, einen Bebauungs-
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plan aufzustellen, um eine sich andeutende städtebauliche Konfliktlage im Hinblick 

auf die Struktur des Gebietes zu vermeiden. 

 Um auch künftig die sich verändernden Entwicklungen im produzierenden und verar-

beitenden Gewerbe sowie im Handwerk berücksichtigen zu können, ist es erforder-

lich, dass die Erweiterungsmöglichkeiten derartiger Betriebe nicht eingeschränkt wer-

den. Ziel des städtischen Gewerbeentwicklungskonzeptes vom 25.03.2008 ist es, im 

Plangebiet keine weiteren zentrenrelevanten Einzelhandelsnutzungen sowie keine zu-

sätzlichen zentrenprägenden Dienstleistungen zuzulassen. Eine Erweiterung des 

Ärztehauses könnte dazu führen, dass die im Gewerbeentwicklungskonzept für eine 

gewerbliche Nutzung vorgesehenen Flächen wegen dieser freiberuflichen Nutzung 

gesundheitlicher Art für das Gewerbe verloren gehen würden. Eine solche Ent-

wicklung könnte zudem dazu führen, dass wegen störempfindlicher Nutzungen das 

einem Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO zulässige Immissionsniveau nicht voll aus-

geschöpft werden kann (Gemengelage). Daraus könnten Probleme für bestehende 

und auch künftige gewerbliche Nutzungen resultieren. 

 Der Technische Ausschuss hatte am 28.11.2007 die Aufstellung der Bebauungspläne 

"Gewerbegebiet Jahnstraße – Mitte" und "Gewerbegebiet Jahnstraße – Mitte-Ost" be-

schlossen. Die Geltungsbereiche beider Bebauungspläne wurden mit Beschluss des 

Gemeinderats vom 01.12.2008 zusammengefasst und ein erneuter Aufstellungsbe-

schluss gefasst. 

6. GENERELLE  ZIELE  UND  ZWECKE  DER  PLANUNG 

 Entsprechend der Darstellung im Flächennutzungsplan als gewerbliche Baufläche soll 

das Plangebiet als Gewerbegebiet (GE) sowie entlang der Jahnstraße als einge-

schränktes Gewerbegebiet (GEe) ausgewiesen werden. Die geplante Nutzung dieses 

Gebiets für gewerbliche Zwecke entspricht im Wesentlichen der vorhandenen und im 

Flächennutzungsplan als Zielkonzept dargestellten Nutzung. Der Gebietsteil östlich 

der Gottlieb-Daimler-Straße entspricht zugleich der Festsetzung des geltenden Be-

bauungsplans "Gebiet zwischen Schubertstr., Wilhelm-Hauff-Str., Gottlieb-Daimler-

Str., nördlich Flurstück Nr. 1209, Am Moltkeplatz, Jahnstr., Schillerstr., Ziegelstr., 

Neuwiesenstr., Rudolfstr., Olgastr. und Pfannenstiel" aus dem Jahre 1968 als Gewer-

begebiet. 

 

 Das Gewerbegebiet (GE) soll dabei in seinem westlichen Teil zwischen Schubert-

straße und Gottlieb-Daimler-Straße vorrangig für Betriebe des produzierenden und 
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verarbeitenden Gewerbes sowie für Handwerksbetriebe ausgewiesen und gesichert 

werden (GE 2 bis GE 5). Damit werden die heute schon vorhandenen Nutzungs- und 

Parzellenstrukturen aufgenommen. Dieser Bereich weist eine relativ großflächige Par-

zellenstruktur und überwiegend Betriebe des produzierenden und verarbeitenden Ge-

werbes sowie Handwerksbetriebe auf. Östlich der Gottlieb-Daimler-Straße weist das 

Gewerbegebiet (GE) eine überwiegend kleinteilige Parzellenstruktur auf. Hier ist die 

gewerbliche Nutzung bereits deutlich mit tertiären Dienstleistungen durchsetzt. Dem-

entsprechend soll dieser Bereich (GE 1) unter Einbeziehung des städtischen Bauhofs 

als Gewerbegebiet festgesetzt werden, in dem sowohl produzierende und verar-

beitende Gewerbebetriebe und Handwerksbetriebe als auch Dienstleistungsbetriebe 

und sonstige tertiäre Nutzungen zulässig sind.  

 Das eingeschränkte Gewerbegebiet (GEe) entlang der Jahnstraße nimmt die dort vor-

handenen Nutzungen auf und wird aufgrund der Nähe zu den östlich der Jahnstraße 

gelegenen Wohngebieten im Hinblick auf die Emissionen dahingehend beschränkt, 

dass nur solche Gewerbebetriebe zulässig sind, die das Wohnen nicht wesentlich 

stören (GEe 1 und GEe 2).  

 In Anbetracht der nördlich an das Plangebiet angrenzenden bestehenden gewerb-

lichen Nutzungen – insbesondere der Firma OMIRA und deren Erweiterungsab-

sichten, die auch das innerhalb des Plangebiets gelegene Grundstück Schubertstr. 17 

betreffen – ist es ein zentrales Anliegen der vorliegenden städtebaulichen Planung, 

auch nur den Anschein einer Konfliktlage zwischen beiden Gewerbegebieten zu ver-

meiden. Dementsprechend ist das städtebauliche Leitbild dieser Planung, westlich der 

Gottlieb-Daimler-Str. dem Gewerbe – insbesondere Betrieben des produzierenden 

und des verarbeitenden Gewerbes sowie Handwerksbetrieben Vorrang einzuräumen. 

Dieser Vorrang hat zum einen die Funktion, Gewerbe- und Handwerksbetrieben 

Flächen gegen konkurrierende Nutzungen zu sichern; zum anderen hat dieser Vor-

rang die Funktion, eine uneingeschränkte Nutzbarkeit des Plangebiets wie auch des 

nördlich angrenzenden Gewerbegebietes für Gewerbe und Handwerksbetriebe zu ge-

währleisten, d. h. zu verhindern, dass durch störempfindliche Nutzungen das in einem 

Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO zulässige Immissionsniveau nicht voll ausge-

schöpft werden kann (Gemengelage). 

 Um die weitere Entwicklung des Plangebietes als Gewerbegebiet zu gewährleisten, 

werden dem Bebauungsplan folgende Planungsziele zu Grunde gelegt: 

� Festsetzung eines Gewerbegebietes (GE) gemäß § 8 BauNVO 1990 

� Festsetzung eines eingeschränkten Gewerbegebietes (GEe) gemäß § 8 BauNVO 

1990 entlang der Jahnstraße mit der Einschränkung, dass nur Betriebe und An-
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lagen zulässig sind, die nach ihrem Störungsgrad in einem Mischgebiet zulässig 

sind 

� Ausschluss von Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 

Zwecke 

� zwischen Schubertstraße und Gottlieb-Daimler-Straße Ausschluss von Ge-

schäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäuden, Anlagen für sportliche Zwecke sowie 

Gebäuden und Räumen für freie Berufe (GE 2 bis GE 5) 

� Steuerung von Einzelhandelsnutzungen 

� Ausschluss von Vergnügungsstätten 

7. AUSWIRKUNGEN  DER  PLANUNG  UND  VORPRÜFUNG  DES  EINZELFALLS  

GEM.  § 13a (1) SATZ 2  NR. 2  BAUGB 

 Die zulässige Grundfläche i. S. des § 19 Abs. 2 BauNVO beträgt mehr als 20.000 m² 

aber weniger als 70.000 m². Für die Anwendbarkeit des beschleunigten Verfahrens 

gemäß § 13a BauGB sind eine Vorprüfung des Einzelfalls und die überschlägige 

Grobabschätzung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen erforderlich. 

 Angaben zum Standort 

 Das Plangebiet ist allseitig von Siedlungsflächen umgeben und fast vollständig be-

baut. Die privaten Grundstücksflächen sind entsprechend des gewerblich geprägten 

Charakters weitgehend versiegelt.  

 Artenschutz 

 Besonders oder streng geschützte Arten sind im Plangebiet nicht betroffen. 

 Schutzgut Mensch 

 Die Lärmimmissionen der Jahnstraße stellen für eine gewerbliche Nutzung keine er-

heblichen Beeinträchtigungen dar. Mit Rücksicht auf die gegenüber der Jahnstraße 

liegende Wohnbebauung wird im östlichen Teil des Plangebietes ein eingeschränktes 

Gewerbegebiet festgesetzt. Gegenüber dem bestehenden Zustand sind für das 

Schutzgut Mensch keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 

 Schutzgüter Tiere, Pflanzen und Oberflächengewässer 

 Im Plangebiet sind umfangreiche Flächenversiegelungen vorhanden, die als Stand-

orte für Vegetation und Raum für Tiere nicht zur Verfügung stehen. Empfindlichkeiten 

der Schutzgüter gegenüber der Planung bestehen nicht. Im Plangebiet sind keine 

Oberflächengewässer betroffen. 
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 Schutzgüter Boden und Grundwasser 

 Aufgrund der umfangreichen Versiegelung steht der Boden nicht als Träger höherer 

Vegetation zur Verfügung. In den unversiegelten Bereichen ist er durch die intensive 

Nutzung bereits stark anthropogen überformt. Die bekannten Altstandorte sind ver-

siegelt und es besteht kein weiterer Handlungsbedarf solange eine Änderung der Ex-

position nicht erfolgt. Empfindlichkeiten der Schutzgüter gegenüber der Planung be-

stehen nicht. 

 Schutzgüter Luft und Klima 

 Das Lokalklima und die Luftqualität im Plangebiet sind bereits durch die vorhandene 

gewerbliche Bebauung sowie die Flächenversiegelung und die damit verbundenen 

Emissionen geprägt. Empfindlichkeiten der Schutzgüter gegenüber der Planung be-

stehen nicht. 

 Schutzgut Landschaft 

 Das Ortsbild im Plangebiet wird durch bestehende Gewerbebauten geprägt. Bezüge 

zur freien Landschaft bestehen nicht. Empfindlichkeiten des Schutzgutes gegenüber 

der Planung bestehen nicht. 

 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

 Im Plangebiet sind keine Kultur- und Sachgüter betroffen. Durch die Planung wird die 

Stadtsilhouette beeinflusst. Nördlich der Wilhelm-Hauff-Straße sind bereits hohe Ge-

bäude vorhanden und die hieran angrenzenden Grundstücke im Plangebiet sind da-

durch entsprechend vorgeprägt. Die Beeinflussung der Stadtsilhouette bis zur festge-

setzten Höhe der baulichen Anlagen ist daher vertretbar. 

 Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes 

 Aus der Planung ergeben sich keine Beeinträchtigungen der Schutzgüter und keine 

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. 

 Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalles 

 Durch die planungsrechtlichen Festsetzungen werden mögliche Beeinträchtigungen 

der Schutzgüter begrenzt und erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt und das Um-

feld nicht erwartet. 

8. PLANVERFAHREN 

 Die Voraussetzungen, das Bebauungsplanverfahren im beschleunigten Verfahren 

nach § 13a BauGB durchzuführen sind erfüllt. Das Plangebiet befindet sich innerhalb 

des Siedlungsgefüges von Ravensburg und ist fast vollständig bebaut und er-
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schlossen. Die zulässige Grundfläche i. S. des § 19 Abs. 2 BauNVO liegt zwischen 

20.000 m² und 70.000 m². Die gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB erfolgte Vor-

prüfung des Einzelfalles hinsichtlich der Umweltbelange hat ergeben, dass der Be-

bauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat. Im be-

schleunigten Verfahren wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von der Umweltprüfung nach 

§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach 

§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 

sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abge-

sehen. Im Plangebiet gelten bereits ein Ortsbauplan von 1960 und ein Bebauungs-

plan von 1968 als öffentliches Baurecht.Ein naturschutzrechtlicher Ausgleich im 

Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens ist daher nicht erforderlich. 

9. HOCHWASSER-  UND  IMMISSIONSSCHUTZ,  ALTLASTEN 

 In der - zur Zeit in Erarbeitung befindlichen - Hochwassergefahrenkarte ist für einen 

Bereich des südwestlichsten Grundstücks im Plangebiet eine Überflutungsfläche für 

das Bemessungshochwasser HQ100 dargestellt. Der Bebauungsplan stellt diesen Be-

reich daher hinweislich als hochwassergefährdeten Bereich dar. Nach bestehender 

Rechtskraft der hochwassergefahrenkarte ist der entsprechend der Gefahrenkarte 

überflutete Bereich gemäß § 80 Wassergesetz Baden-Württemberg (WG) ein hoch-

wassergefährdeter Innenbereich. Zum Schutz der Umwelt und zur Abwehr von Ge-

fahren und Schäden durch Hochwasser kann die Ortspolizeibehörde für diesen Be-

reich durch Rechtsverordnung oder im Einzelfall die erforderlichen Regelungen (z. B. 

hochwasserangepasste Bauweise) treffen (§ 80 Abs. 2 WG). Außerdem gelten in 

hochwassergefährdeten Gebieten nach § 80 Abs. 3 WG die Bestimmungen der 

Analgenverordnung wassergefährdender Stoffe (VAwS). 

 Zum Schutz der östlich der Jahnstraße gelegenen Wohnbebauung sind im einge-

schränkten Gewerbegebiet entlang der Jahnstraße nur Betriebe und Anlagen zuläs-

sig, die das Wohnen nicht wesentlich stören und somit ihrem Emissionsniveau nach in 

einem Mischgebiet zulässig sind. 

 Im Plangebiet sind verschiedene Flächen mit umweltschädlichen Stoffen belastet und 

entsprechend gekennzeichnet. Die Kennzeichnung steht den festgesetzten Nut-

zungen nicht entgegen, da die Flächen überwiegend versiegelt sind und für die zuläs-

sigen Nutzungen eine Gefährdung nach derzeitigem Kenntnisstand nicht besteht. 

10. INFRASTRUKTUR  UND  ENTWÄSSERUNG 

 Das Plangebiet ist vollständig erschlossen und entwässert, wie nahezu die gesamte 
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Ravensburger Südstadt, im Mischsystem. 

11. BEGRÜNDUNG  DER  FESTSETZUNGEN 

 Art der baulichen Nutzung 

 Der Geltungsbereich des Bebauungsplans erfaßt alle Grundstücke zwischen Schu-

bertstraße, Goethestraße, Wilhelm-Hauff-Straße und Jahnstraße. Entsprechend der 

Darstellung des Flächennutzungsplans und der tatsächlichen Bebauung werden die 

Grundstücke als Gewerbegebiet festgesetzt. Dies entspricht dem mit dieser Planung 

verfolgten städtebaulichen Leitbild, bei der weiteren Entwicklung dieses Gebiets der 

gewerblichen Nutzung insbesondere Betrieben des produzierenden und des verar-

beitenden Gewerbes sowie Handwerksbetrieben den Vorrang einzuräumen. Zur Ver-

wirklichung dieses städtebaulichen Leitbildes ist daher für das GE sicherzustellen, 

dass das bestehende Ärztehaus als freiberufliche Nutzung gesundheitlicher Art nicht 

zum Auslöser einer zumindest diesen Bereich des Plangebiets prägenden Nutzung 

werden kann. Dass dieses Risiko besteht, zeigen die in den letzten Jahren einge-

reichten Bauanträge bzw. Bauvoranfragen betreffend die Nachbargrundstücke des 

bestehenden Ärztehauses. Dazu gehört die Erweiterung des bestehenden Ärzte-

hauses selbst (Gottlieb-Daimler-Str. 2), ein Röntgenologisches Institut (Gottlieb-Daim-

ler-Str. 10), ein Dienstleistungsgebäude für gesundheitliche Zwecke (Gottlieb-Daimler-

Str. 6) sowie nicht zuletzt die jüngste Bauvoranfrage, derzufolge auf dem Nachbar-

grundstück des bestehenden Ärztehauses (Gottlieb-Daimler-Str. 6) ein weiteres Ärzte-

haus entstehen soll. 

 Diese Bauanträge bzw. Bauvoranfragen zeigen die Gefahr einer gravierenden städte-

baulichen Fehlentwicklung im GE auf. Dies gilt auch für den Fall, dass eine Weiterent-

wicklung der freiberuflichen Nutzungen gesundheitlicher Art im Hinblick auf die im Ge-

werbegebiet zulässigen Immissionen nicht unmittelbar zu Konflikten mit der umgeben-

den gewerblichen Nutzung führen sollte. Dennoch könnte dies wie ein Hemmschuh 

für die weitere Entwicklung der gewerblichen Nutzung des Plangebiets und dessen 

unmittelbaren Umfeldes wirken. Denn eine über den derzeitigen Bestand hinaus-

gehende freiberufliche Nutzung gesundheitlicher Art könnte zu einer Schwerpunktbil-

dung führen, die andere gewerbliche Betriebe davon abhalten kann, weitere Ent-

wicklungen im Plangebiet bzw. im unmittelbar nördlich angrenzenden Gewerbegebiet 

durchzuführen. Dies könnte auch zur Folge haben, dass Interessenten für eine ge-

werbliche Ansiedlung davon Abstand nehmen, sich in diesem Gebiet niederzulassen. 

 Dabei darf die Gefahr nicht außer Acht gelassen werden, dass das städtebauliche 

Leitbild eines Vorrangs für gewerbliche Nutzungen auch dadurch unterlaufen werden 
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kann, dass eine Ansiedlung freiberuflich auf dem Gesundheitssektor Tätiger und/oder 

anderer freier Berufe zu einem Verdrängungsprozess zu Lasten gewerblicher 

Nutzungen führen kann. Denn die Konkurrenz mit diesen freiberuflichen Nutzungen 

kann dazu führen, dass Grundstückspreise und Mieten in die Höhe getrieben werden 

mit der Folge, dass Gewerbebetriebe nicht mehr mithalten können. 

 Eine Schwerpunktbildung freiberuflich auf dem Gesundheitssektor Tätiger und 

anderer freier Berufe im GE hätte zudem entgegen dem diesem Bebauungsplan zu-

grunde liegenden städtebaulichen Leitbild einer gewerblichen Nutzung prägende 

Wirkung für das Umfeld. 

 Dies gilt vor allem für den vorrangig für das produzierende und verarbeitende Gewer-

be sowie für Handwerksbetriebe vorgesehenen Bereich zwischen der Schubertstraße 

und der Gottlieb-Daimler-Straße (GE 2 bis GE 5). Aufgrund dieses Vorrangs und auch 

wegen vergleichbarer Störempfindlichkeit sind in diesem Teil des Gewerbegebiets 

freiberufliche Nutzungen jeglicher Art unzulässig. Aus denselben Gründen sind selb-

ständige Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude im Sinne des § 8 Abs. 2 Nr. 2 

BauNVO ausgeschlossen. Gebäude und Räume für büromäßig ausgeübte Tätigkei-

ten, die einem produzierenden oder verarbeitenden Betrieb oder einem Handwerks-

betrieb zugeordnet sind, sind von dem Nutzungsausschluß nicht betroffen. 

 Östlich der Gottlieb-Daimler-Straße ist eine derartige Gliederung nicht erforderlich, da 

dieser Bereich entsprechend der vorhandenen Nutzungen sowohl für gewerbliche 

Nutzung als auch für Dienstleistungsbetriebe und sonstige tertiäre Nutzungen vorge-

sehen ist (GE 1, GEe 1 und GEe 2). 

 Die Festsetzungen hätten für das Gewerbegebiet GE 5 zur Folge, dass das dort be-

stehende Ärztehaus unzulässig und nur in seinem Bestand geschützt wäre. Diese 

Nutzungen sind jedoch städtebaulich vertretbar, wenn sie auf das vorhandene Gebäu-

de begrenzt bleiben. Für das Flurstück Nr. 3055 des bestehenden Ärztehauses ist da-

her eine Festsetzung gem. § 1 Abs. 10 BauNVO erforderlich, um die bestehenden 

Nutzungen zu sichern und geringfügige Entwicklungsmöglichkeiten zu gewährleisten. 

Die Begrenzung auf die vorhandene Gebäudefläche ist erforderlich, um für die Zu-

kunft jegliche Konfliktlage mit dem nördlich gelegenen Gewerbegebiet und dem vor-

rangig für das produzierende und verarbeitende Gewerbe sowie für Handwerksbe-

triebe bestimmten Gewerbegebiet GE 2 bis GE 5 sicher auszuschließen und keine 

weitere Verfestigung der im GE 5 vorhandenen Nutzungen über diesen Bereich 

hinaus zuzulassen. 

 Im Plangebiet sind die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2, 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
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Nutzungen nicht zulässig, da sie im Widerspruch zum vorhandenen Charakter des 

Gewerbegebietes stehen. Bordelle und bordellartige Betriebe sind ebenfalls nicht zu-

lässig, da die Ansiedlung derartiger Betriebe zu einem Trading-Down-Effekt im direk-

ten Umfeld führen würde und damit der Nutzung und dem Erscheinungsbild dieses 

stadtnahen Gewerbegebietes entgegensteht. Betriebswohnungen sind ausnahms-

weise zulässig. 

 Eine Gliederung der Nutzungen erfolgt durch die Festsetzung eines eingeschränkten 

Gewerbegebietes für die Grundstücke an der Jahnstraße. Diese Nutzungsabgrenzung 

erfolgt entlang der Flurstücksgrenzen bzw. der tatsächlichen Nutzungen und wird so 

gewählt, dass noch angemessen bebaubare Flächen entstehen. Mit Rücksicht auf die 

gegenüberliegende Wohnbebauung ist entlang der Jahnstraße die Festsetzung eines 

eingeschränkten Gewerbegebietes notwendig. Das Emissionsniveau der Betriebe 

wird dabei auf den Störungsgrad begrenzt, der in einem Mischgebiet zulässig ist. 

 Einzelhandelseinrichtungen 

 Der Technische Ausschuss hat am 12.11.2001 die Aufstellung des Bebauungsplans 

"Gewerbegebiet zwischen Jahnstraße und Bahnlinie" beschlossen, dem als Pla-

nungsziele die Überprüfung des Maßes der baulichen Nutzung, die Prüfung des Aus-

schlusses von Einzelhandelsverkaufsflächen sowie die Überprüfung von Nutzungsein-

schränkungen zum Schutz der Wohnbevölkerung zu Grunde lagen. 

 Ziel des am 23.03.2009 vom Gemeinderat beschlossenen Einzelhandelskonzeptes ist 

es, dass außerhalb zentraler Versorgungsbereiche Einzelhandelseinrichtungen mit 

zentrenrelevanten Sortimenten zum Schutz der Innenstadt nicht zugelassen werden 

sollen. Das Plangebiet ist keinem zentralen Versorgungsbereich zuzuordnen und wird 

hinsichtlich Einzelhandelseinrichtungen wie folgt gegliedert:  

- Einzelhandelseinrichtungen werden im westlichen Teil des Plangebiets zwischen 

Schubertstr. und Gottlieb-Daimler-Str. grundsätzlich nicht zugelassen, um den 

Standort für die Bestandserhaltung und Erweiterung für das produzierende und ver-

arbeitende Gewerbe und für Handwerksbetriebe zu sichern. Ausnahmen bilden Be-

triebe des Kfz-Handels, da diese Betriebe den gesamten Bereich zwischen Meers-

burger Str. und B 30 / B 33 prägen und einer Tendenz zur Abwertung dieser Ge-

werbeflächen entgegenstehen können. 

- Im GE 5 werden der vorhandene und der geplante Einzelhandelsstandort mit 

bestimmten zentrenrelevanten Sortimenten als Ausnahme dauerhaft gesichert, da 

Verkaufsflächen untergeordneter Größe im Funktionszusammenhang mit Anlagen 
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gesundheitlicher Nutzungen noch städtebaulich vertretbar sind. Eine Erweiterung 

und zunehmende Tertiärisierung des Gebietes wird aber ausgeschlossen, um 

städtebauliche Konfliktlagen und bodenrechtliche Spannungen nicht zu verschär-

fen. 

- Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten werden im östlichen 

Teil des Plangebiets zwischen Gottlieb-Daimler-Straße und Jahnstraße nicht 

zugelassen. In diesem Bereich befindet sich im GEe 1 ein Einzelhandelsstandort 

(Lebensmitteldiscounter), für den eine dauerhafte planungsrechtliche Zulässigkeit 

gem. § 1 Abs. 10 BauNVO gesichert wird. 

 
 Abb. 2: Nutzungsschicht Einzelhandel 
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 Maß der Nutzung 

 Das Plangebiet ist fast vollständig bebaut und die privaten Grundstücksflächen sind 

bereits entsprechend dem Bestand überwiegend fast vollständig versiegelt. Auf den 

meisten Grundstücken im Plangebiet sind die Obergrenzen des Maßes der baulichen 

Nutzung gemäß § 17 BauNVO überschritten. Da ein Rückbau der Versiegelung für 

bestehende Betriebe aus Gründen der Funktionalität nicht möglich ist und wegen 

eventueller Altlasten nicht zweckmäßig wäre, wird die zulässige Grundflächenzahl bis 

zur Obergrenze der Zulässigkeit nach BauNVO festgesetzt. Dies ist vertretbar, da 

durch die Festsetzung der Begrünungen von Flachdächern und flach geneigten 

Dächern sowie durch die Festsetzung von Pflanzgeboten auf den Grundstücksflächen 

entlang des Straßenraumes ein gewisser Ausgleich erfolgt. Um die Gebäudekuba-

turen mit Rücksicht auf die Stadtsilhouette zu begrenzen sowie in Ergänzung der 

Grundflächenzahl werden zur Gliederung des Baugebietes Baumassenzahlen festge-

setzt. 

 Es werden unterschiedliche Gebäudehöhen festgesetzt, die das Plangebiet baulich 

gliedern und Rücksicht auf die angrenzenden Strukturen westlich der Bahnlinie und 

östlich der Jahnstraße nehmen. Sie nehmen von Westen nach Osten ab, um einen 

Übergang zur östlich der Jahnstraße angrenzenden kleinteiligeren Stadtstruktur zu 

sichern. Die festgesetzen Gebäudehöhen für die Flächen an der Schubertstraße 

orientieren sich an den Höhen der Gebäude, die südlich des Plangebietes an der 

Schubertstraße bereits realisiert sind. Mit Blick auf die jenseits der Eisenbahntrasse 

liegende kleinteilige Wohnbebauung und zum Erhalt der Stadtsilhouette sowie der 

Blickbeziehungen von Westen wird die Gebäudehöhe auf 16 m begrenzt. Dem nörd-

lichen Grundstück an der Schubertstraße mit der Flurstück Nr. 3097 liegt westlich der 

Eisenbahntrasse ein Gewerbegebiet mit großflächigen Baukörpern gegenüber. 

Außerdem grenzt nördlich der Wilhelm-Hauff-Str. ein festgesetztes Gewerbegebiet 

an, in dem bereits hohe Gebäude realisiert sind. Darum kann für das Flurstück 

Nr. 3097 eine größere Gebäudehöhe vertreten werden. 

 Mit untergeordneten Bauteilen und technischen Dachaufbauten, wie z. B. Aufzugs-

überfahrten, Treppenhäusern und Klimageräten, kann die maximal zulässige Höhe 

der baulichen Anlagen überschritten werden, da diese Bauteile nur eine nachrangige 

räumliche Wirkung entfalten. 

 Bauweise und Baugrenzen 

 Im eingeschränkten Gewerbegebiet ist offene Bauweise festgesetzt, um einen Über-
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gang zur kleinteiligen Siedlungsstruktur auf der Ostseite der Jahnstraße sicher zu 

stellen. Für das übrige Plangebiet wird abweichende Bauweise festgesetzt, da einige 

der bestehenden Gebäude ein größere Gebäudelänge als 50 m aufweisen und um 

die Erweiterungsmöglichkeiten der Betriebe auch in Zukunft zu gewährleisten. 

 Die bisherigen Baugrenzen des rechtskräftigen Bebauungsplans auf den Grund-

stücken zwischen Gottlieb-Daimler-Straße und Jahnstraße werden weitgehend aufge-

nommen und in den südlichen Bereich des Plangebietes fortgeführt. An der Wilhelm-

Hauff-Straße werden sie dem Gebäudebestand entsprechend geringfügig verändert, 

um eine geordnete Bebauung entlang des Straßenraumes zu ermöglichen. Im west-

lichen Teil des Plangebiets zwischen Schubertstraße und Gottlieb-Daimler-Straße 

werden die Baugrenzen mit einem Abstand von 5 m parallel zur öffentlichen Verkehrs-

fläche festgesetzt, um den Charakter des Straßenraumes zu erhalten und auf den 

Grundstücken eine unbebaute Vorzone sicherzustellen. Im Bereich der Straßen-

kreuzungen werden durch die Baugrenzen Blickbeziehungen in die querenden 

Straßen, die der Sicherheit des Straßenverkehrs dienen, gewährleistet. 

 Pflanzbindungen und Pflanzgebote 

 Die am Eingang zum Gewerbegebiet in einer privaten Böschungsfläche stehenden 

Bäume an der Wilhelm-Hauff-Straße werden als charakteristische straßenraumprä-

gende Bepflanzung als zu erhaltende Baumstandorte festgesetzt. 

 Als Ausgleich für die hohe Flächenversiegelung wird festgesetzt, dass auf den nicht 

überbaubaren Grundstücksflächen entlang der Goethestraße, Wilhelm-Hauff-Straße, 

Schubertstraße und Gottlieb-Daimler-Straße Bäume zu pflanzen und die Dachflächen 

von Flachdächern und flach geneigten Dächern zu begrünen sind. Von der Fest-

setzung zur Dachbegrünung ausgenommen sind Grundstücke, die im Umfeld des Le-

bensmittel produzierenden Betriebes OMIRA liegen, da durch eine Dachbegrünung 

die Hygieneanforderungen nicht erfüllt werden können. 

 Verkehrsflächen und Leitungsrechte 

 Das Plangebiet ist durch Verkehrsanlagen und Ver- und Entsorgungsleitungen bereits 

erschlossen. Zur Sicherung der vorhandenen Erschliessungen sind Festsetzungen 

zur Straßenverkehrsfläche und zur Bestandssicherung von Ver- und Entsorgungs-

leitungen erforderlich. Die festgesetzte Straßenverkehrsfläche entspricht der Be-

standssituation. Im Bereich der festgesetzten Leitungsrechte verlaufen unterirdische 

Ver- und Entsorgungsleitungen, deren Erhalt für eine dauerhafte Versorgung des 

Plangebietes selbst und darüber hinaus erforderlich ist. 
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12. BETEILIGUNG  DER  ÖFFENTLICHKEIT  GEM.  § 3 (2) BAUGB  UND  BE-

TEILIGUNG  DER  BEHÖRDEN GEM.  § 4 (2) BAUGB 

 Im Rahmen der öffentlichen Auslegung vom 14.04.2009 bis 14.05.2009 wurden von 

Bürgern drei Stellungnahmen abgegeben. 

 In den Stellungnahmen wird die Erforderlichkeit nahezu sämtlicher Festsetzungen 

angezweifelt. Die Stellungnahmen wurden im Rahmen der Erarbeitung des Bebau-

ungsplanentwurfs bezüglich der öffentlichen und privaten Belange gewertet. Unter 

Berücksichtigung des beschlossenen Einzelhandelskonzeptes 2008 sowie der der 

Planung zugrunde liegenden Planungsziele konnten folgende Anregungen 

berücksichtigt werden: 

- Innerhalb des vorhandenen Gebäudes im Gewerbegebiet mit der Bezeichnung 

GE 5 (Flurstück Nr. 3055) können die Nutzungen ohne Berücksichtigung einer 

Zonierung hinsichtlich der Störempfindlichkeit frei angeordnet werden. 

- Im einschränkten Gewerbegebiet mit der Bezeichnung GEe 1 (Flurstück 

Nr. 1277/1) wird die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen auf 17,5 m 

über der mittleren bestehenden Straßenhöhe festgesetzt. 

 Von Behörden wurde eine Stellungnahme abgegeben, in der angeregt wird, den 

städtebaulichen Konflikt zwischen den unterschiedlich störempfindlichen Nutzungen 

durch städtebaulichen Vertrag zu lösen. Die Anregung kann nicht berücksichtigt wer-

den, da eine Regelung durch städtebauliche Verträge ungeeignet ist und mögliche 

Konstellationen, z. B. nach Veräußerungsgeschäften, nicht umfänglich abgedeckt 

werden können. 

13. ERFORDERLICHKEIT  EINER  ERNEUTEN  ÖFFENTLICHEN  AUSLEGUNG UND 

ERNEUTE  BETEILIGUNG  DER  ÖFFENTLICHKEIT  UND  DER  BEHÖRDEN  

GEM.  § 4a Abs. 3  i. V.  mit  § 3 (2) BAUGB 

 Aufgrund der Neustrukturierung hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung und eines 

verwaltungsgerichtlichen Urteils vom 10.06.2009, das Änderungen des Maßes der 

baulichen Nutzung notwendig macht, war eine erneute öffentliche Auslegung des Be-

bauungsplanentwurfs erforderlich. 

 Im Rahmen der erneuten öffentlichen Auslegung vom 21.06.2010 bis 21.07.2010 wur-

den von Bürgern drei Stellungnahmen abgegeben. 

 Die Stellungnahmen wurden im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs 

bezüglich der öffentlichen und privaten Belange abgewogen. Unter Berücksichtigung 

des beschlossenen Einzelhandelskonzeptes 2008 sowie der der Planung zugrunde 

liegenden Planungsziele konnte folgende Anregung berücksichtigt werden: 
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- Um die Einhaltung von Hygienestandards bei der Lebensmittelproduktion zu ge-

währleisten wird für die Gewerbegebiet mit der Bezeichnung GE 2 bis GE 5 und für 

das eingeschränkte Gewerbegebiet mit der Bezeichnung GEe 1 keine Dachbe-

grünung festgesetzt. 

14. FLÄCHENBILANZ 

 Gewerbegebiet GE  ca. 6,82 ha 

 Öffentliche Verkehrsflächen  ca. 0,39 ha 

 Plangebiet gesamt  ca. 7,21 ha 

15. KOSTEN  DER STÄDTEBAULICHEN  MASSNAHME 

 Der Stadt Ravensburg entstehen keine Kosten, da das Plangebiet bereits erschlossen 

ist. 

  

Aufgestellt: 
Ravensburg, den 24.03.2009 / 26.05.2010 / 08.09.2010 
Stadtplanungsamt/Storch  
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